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Der Bruch in der südafrikanischen 
Gewerkschaftsbewegung 
Melanie Müller

Der Congress of South African Trade Unions (COSATU) hat am 8. November 2014 sei-
ne größte Mitgliedsgewerkschaft, die National Union of Metalworkers of South Afri-
ca (NUMSA), ausgeschlossen. Die Entscheidung markiert einen radikalen Einschnitt in 
der Geschichte des größten südafrikanischen Gewerkschaftsdachverbands. 

Analyse 

Seit seiner Formierung im Jahr 1985 bewegte sich der Gewerkschaftsbund COSATU 
in einer ambivalenten Beziehung zwischen Zivilgesellschaft und Apartheidregierung. 
Nach dem Übergang zur Demokratie im Jahr 1994 war der COSATU ein einflussreicher 
Akteur im Land. Mit dem Ausschluss der NUMSA mit über 300.000 Mitgliedern wird 
eine Spaltung des COSATU kaum noch aufzuhalten sein. 

�� Noch während der Apartheid versuchte der COSATU, Reformen zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen der schwarzen Arbeiterinnen und Arbeiter durchzusetzen. 

�� Nach den ersten freien Wahlen im Jahr 1994 bildete der Dachverband mit dem Afri-
can National Congress (ANC) und der South African Communist Party (SACP) ein 
Bündnis, die Tripartite Alliance. Der COSATU wollte als kritische Stimme innerhalb 
der Regierung fungieren und ein Bindeglied zwischen Zivilgesellschaft und Parla-
ment darstellen.

�� Der Wechsel zu einer wirtschaftsliberalen Politik in Südafrika im Jahr 1996 blieb 
nicht ohne Folgen: Neue soziale Bewegungen wandten sich gegen die Reformen. 
Zwischen diesen Bewegungen und dem COSATU, aber auch innerhalb des Dach-
verbands verstärkten sich die Auseinandersetzungen um die Ausrichtung der süd-
afrikanischen Wirtschaftspolitik. 

�� Ausgelöst durch das Massaker von Marikana im Jahr 2012 sind die Spannungen 
der letzten Jahre innerhalb des COSATU nun eskaliert. Der Ausschluss der NUMSA 
könnte eine neue Ära in der Geschichte der südafrikanischen Gewerkschaftsbewe-
gung einleiten. 

Schlagwörter: 	Südafrika, Gewerkschaftsbewegung, gesellschaftliche/politische Bewegung, 
Wirtschaftspolitik
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Gewerkschaften im Antiapartheidkampf

Seit Gründung der Südafrikanischen Union im Jahr 
1910 zielten die politischen Entscheidungen darauf 
ab, den Arbeitsmarkt rassistisch zu strukturieren 
und schwarze Bürger von privilegierten Positionen 
auszuschließen. Ein wichtiger Erlass in diesem Zu-
sammenhang war der Mines and Works Act aus 
dem Jahr 1911, der schwarzen Südafrikanern ver-
bot, höher qualifizierte Arbeiten zu verrichten. 
Diese Politik führte zu einer starken Fragmentie-
rung der südafrikanischen Arbeiterschaft, die ana-
log zu den gesellschaftlichen Konfliktlinien ver­
lief und letztendlich in den Apartheidstaat ab 1948 
mündete. Weiße Gewerkschaften unterstützten da-
bei die Politik des Apartheidregimes und konn-
ten ihren Mitgliedern Vorteile auf dem Arbeits-
markt verschaffen, wie bevorzugte Zugangsrechte 
zu Arbeitsplätzen für Weiße (Bhorat et al. 2014: 2). 
Für schwarze und gemischte1 Gewerkschaften wa-
ren die Arbeitsmöglichkeiten im Apartheidre-
gime hingegen stark eingeschränkt. Erst im Jahr 
1955 schlossen sich einige dieser Gewerkschaften 
im Dachverband South African Congress of Trade 
Unions (SACTU) zusammen. Der SACTU forderte 
weitreichende politische Reformen und sah die 
Apartheidpolitik als Hauptgrund für die schlech-
ten Arbeitsbedingungen. Der Gewerkschaftsbund 
schloss sich dem Befreiungskampf des African 
National Congress (ANC) an und konnte ab 1956 
nur noch aus dem Exil agieren. Die staatliche Re-
pression und eine Reihe politischer Beschlüsse der 
Apartheidregierung führten in den Folgejahren da-
zu, dass die gewerkschaftliche Organisierung für 
schwarze und gemischte Gewerkschaften immer 
schwieriger wurde (Habib und Valodia 2006: 227).

Erst ab 1973 gewann die Gewerkschaftsbewe-
gung wieder an Stärke. Rund 100.000 Arbeite-
rinnen und Arbeiter demonstrierten in Durban 
für bessere Arbeitsbedingungen („Durban Mo-
ment“). Aufbauend auf diesen Demonstrationen 
bildete sich ein breites Netzwerk, das sich für das 
Recht auf Organisationen für schwarze Arbeiter 
einsetzte (Habib und Valodia 2006: 227). Zu dieser 
Zeit nahm der Druck auf das Apartheidregime zu, 

1	 Mit dem Population Registration Act von 1950 hatte die 
Apartheidregierung die südafrikanische Bevölkerung in 
„Whites“, „Coloureds“, „Indians/Asians“ und „Blacks“ (auch 
„Natives“ oder „Africans“) unterteilt. Unter Anwendung die-
ser Kategorien wurden weiterführende Gesetze zur Trennung 
der Bevölkerung erlassen. „Gemischte“ Gewerkschaften stan-
den Mitgliedern aller Hautfarben offen; sie verstießen damit 
gegen die Rassentrennungsideologie der Apartheidregierung 
(Ludwig 2015: o.S.).

insbesondere mit den Aufständen in den South 
Western Townships (Soweto) im Jahr 1976, aber 
auch durch internationalen Druck, so von der in-
ternational agierenden Antiapartheidbewegung 
oder den Vereinten Nationen. 

Die Regierung reagierte auf das Erstarken der 
schwarzen Gewerkschaftsbewegung mit Verän-
derungen der Arbeitsmarktpolitik. Im Jahr 1997 
setzte sie zunächst die Wiehahn-Kommission 
ein, die Vorschläge für die Reform der südafrika-
nischen Arbeitsgesetze erarbeiten sollte. Die Kom-
mission stellte fest, alle Beschäftigten hätten ein 
„moralisches Recht“, sich zu organisieren und Ge-
werkschaften zu bilden. Gesetzesänderungen der 
Jahre 1979 und 1981 räumten folglich schwarzen 
und gemischten Gewerkschaften Organisations- 
und Verhandlungsrechte ein. Voraussetzung war 
allerdings die staatliche Registrierung und die 
Vorlage von Mitgliederlisten. Politische Betäti-
gung blieb den Gewerkschaften untersagt (Habib 
und Valodia 2006: 229). 

Diese Einschränkungen wurden als Versuch in-
terpretiert, die Gewerkschaftsbewegung staatlicher 
Kontrolle zu unterwerfen und ein Bündnis der Ge-
werkschaften mit der Antiapartheidbewegung zu 
verhindern. Entsprechend umstritten waren die-
se Reformen innerhalb der Gewerkschaften. Nach 
1979 formierten sich drei Gewerkschaftsverbän-
de: Die Federation of South African Trade Unions 
(FOSATU) mit zwölf Industriegewerkschaften und 
rund 20.000 Arbeiterinnen und Arbeitern, die Com-
munity Unions, die vor allem im Ostkap entstan-
den, und CUSA, der Council of Trade Unions in 
South Africa, der hauptsächlich um Johannesburg 
verankert und von der Black-Consciousness-Bewe-
gung beeinflusst war. Zwar verfolgten alle drei Ge-
werkschaftsverbände das Ziel, die Arbeitsbedin-
gungen ihrer Mitglieder zu verbessern und – damit 
verbunden – das Apartheidregime zu überwinden; 
Uneinigkeit bestand jedoch darin, welche Strate-
gie dabei verfolgt werden sollte. Dies wird an der 
langwierigen Debatte zur Registrierung deutlich. 
Die Gewerkschaften, die für die Registrierung vo-
tierten und für das Prinzip „Kooperation ohne Ko-
optation“ standen, gründeten 1985 den Congress 
of South African Trade Unions (COSATU). Neben 
den FOSATU-Gewerkschaften schlossen sich die 
National Union of Mineworkers (NUM) und eini-
ge Community-Gewerkschaften dem COSATU an. 
Der Verband etablierte sich schnell als größter und 
wichtigster Gewerkschaftsbund in Südafrika (Ha-
bib und Valodia 2006: 227-229). 
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Doch auch innerhalb des COSATU – mit einer 
Mitgliederzahl von 460.000 Arbeiterinnen und Ar-
beitern im Jahr 1985 – blieben Spannungen über die 
strategische Ausrichtung des Verbandes weiter be-
stehen. Zwei Strömungen standen sich gegenüber: 
die workerists und die populists. Die workerists fokus-
sierten auf die Stärkung der betrieblichen Struk-
turen, da sie die Apartheid vorrangig als kapitalis-
tisches System interpretierten und in der Überwin-
dung von Ausbeutungsmechanismen den Weg zur 
Überwindung der Apartheid sahen. Daher spra-
chen sie sich für eine Registrierung als Gewerk-
schaftsorganisationen aus, um das System von in-
nen heraus zu reformieren. Die populists lehnten 
diese Beteiligung eher ab (Ludwig 2015 i.E.). Für 
sie hatte der Befreiungskampf in Allianz mit dem 
ANC, der South African Communist Party (SACP) 
oder auch der United Democratic Front (UDF)2 hö-
here Priorität (Habib und Valodia 2006: 230). Den-
noch gelang dem COSATU trotz massiver interner 
Auseinandersetzungen und Anfeindungen durch 
das Apartheidregime der Spagat zwischen einer 
Annäherung an ANC, SACP und UDF und einer 
Rolle als Massenbewegung im Apartheidstaat. Die 
Gewerkschaftsbewegung erfüllte demnach zwei 
Funktionen: Sie vertrat einerseits die Rechte der 
Arbeiterinnen und Arbeiter, war auf der anderen 
Seite aber auch die einzige wirkliche Opposition im 
Land, nachdem fast alle schwarzen Organisationen 
in Südafrika verboten waren. Dieser Weg wurde 
durch den COSATU bis zum Ende der Apartheid 
weiter verfolgt (Ludwig 2015 i.E.).

Spagat zwischen Bewegungen und Regierung: 
COSATU in der Tripartite Alliance

Mit dem Übergang zur Demokratie kam es in 
Südafrika zu einer besonderen politischen Alli-
anz, der Tripartite Alliance, dem Dreierbündnis 
von ANC, SACP und COSATU. Mit diesem Bünd-
nis sollte die politische, gesellschaftliche und öko-
nomische Zukunft Südafrikas auf breite Basis ge-
stellt werden. Neben der Möglichkeit, sich an der 
Formulierung politischer Programme zu beteili-
gen, sind seit dem Jahr 1994 20 Plätze im südafri-
kanischen Parlament für führende Mitglieder des 
COSATU reserviert; ähnlich wurde und wird bei 
Provinzwahlen verfahren (Bhorat et al. 2014: 15). 
Die erste Post-Apartheid-Regierung unter Nelson 

2	 Ein zivilgesellschaftliches Bündnis, das 1983 gegründet wur-
de und über 600 Organisationen umfasste.

Mandela versprach umfassende Reformen, um 
die historisch gewachsene strukturelle Ungleich-
heit in Südafrika zu überwinden. Bereits vor dem 
Übergang zur Demokratie war es im ANC zu Aus-
einandersetzungen darüber gekommen, welche 
Ausrichtung die südafrikanische Ökonomie ha-
ben sollte. Teile der Partei setzten sich – in der 
linken Tradition des ANC – für weitreichende 
Umverteilungsprogramme ein, während ande-
re Gruppen im ANC vorrangig auf Wirtschafts-
wachstum setzten. 

COSATU wollte in dieser Allianz als Sprach-
rohr für die Belange der Arbeiterschaft, aber auch 
der Zivilgesellschaft wirken und sich für sozi-
ale Reformen und Umverteilung einsetzen. In 
den ersten Jahren gelang es dem Gewerkschafts-
bund, mit dem „Reconstruction and Develop-
ment Programme“ (RDP) ein Programm für sozi-
ale und ökonomische Reformen vorzulegen, das 
auch umgesetzt wurde. Das grundlegende Ziel 
des RDP war ein „Entwicklungsschub durch sozi-
ale Maßnahmen“. Durch Investitionen in den Be-
reichen Elektrizität, Wasser, Telekommunikation, 
Transport, Gesundheit, Bildung und Ausbildung 
sollten die Lebensbedingungen der Bevölkerung 
entscheidend verbessert werden. Das Programm 
wurde jedoch bereits zwei Jahre später eingestellt 
(Kappel 2013: 5). Die südafrikanische Regierung 
verabschiedete im Jahr 1996 unter dem ANC-Prä-
sidenten Thabo Mbeki, der drei Jahre später Nel-
son Mandela als Staatspräsident ablösen sollte, das 
Programm „Growth, Employment and Redistribu-
tion“ (GEAR). GEAR stellte eine klare Abkehr vom 
Ansatz der Umverteilung im RDP dar und sah ei-
ne Reduktion des Haushaltsdefizits in Verbindung 
mit zahlreichen Maßnahmen zur Stärkung der In-
dustrie sowie von Inlands- und Auslandsinvestitio
nen vor, wie die Privatisierung öffentlicher Unter-
nehmen und steuerliche Anreize. 

Mit der Umsetzung des GEAR-Programms 
folgte die südafrikanische Regierung dem Weg vie-
ler anderer Staaten, die sich in den 1990er Jahren 
an den Prinzipien des Washington Consensus3 ori-
entierten. Als Reaktion auf diese Politik entstan-

3	 Der Washington Consensus, der 1989 begrifflich als Zusam-
menfassung von Politikstandards der Bretton Woods Ins­
titutionen (Weltbank und Internationaler Währungsfonds) 
durch John Williamson geprägt wurde, umfasste eine Rei-
he von Strukturanpassungsmaßnahmen. Diese wurden da-
mals als Bedingung für die Kreditvergabe an verschuldete 
lateinamerikanische Staaten formuliert. Die Maßnahmen um-
fassten u.a. die Einhaltung von Fiskaldisziplin, eine Liberali-
sierung der Handelspolitik, Privatisierungen und den Abbau 
von öffentlichen Verwaltungen sowie von Subventionen. 
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den weltweit, aber auch in Südafrika soziale Be-
wegungen. Viele der Aktivisten der Bewegungen 
in Südafrika hatten sich bereits in der Antiapart-
heidbewegung engagiert. Sie wendeten sich ent-
täuscht von der ANC-Regierung ab und bildeten 
eine neue Opposition. In Südafrika werden diese 
Gruppen „Neue Soziale Bewegungen“ oder „Post-
Apartheid-Bewegungen“ genannt, um die Abgren-
zung zum ANC zu verdeutlichen. Einige Grup-
pen formierten sich dezidiert, um gegen die Fol-
gen des GEAR-Programms und gegen die Priva-
tisierungswellen zu kämpfen. Hierzu gehören un-
ter anderem das Soweto Electricity Crisis Commit-
tee (SECC), die Concerned Citizens Group (CCG) 
und das Anti Privatization Forum (APF). Andere 
Gruppen forderten ausgebliebene Reformen ein, 
beispielsweise das Landless People’s Movement 
(LPM), oder beklagten die Vernachlässigung ver-
schiedener Sektoren und forderten beispielsweise 
die Verbesserung medizinischer Versorgung und 
den Zugang zu Medikamenten, wie die Treatment 
Action Campaign (TAC) (Ballard et al. 2006: 2).

Neben Aktionen dieser organisierten Grup-
pen finden in Südafrika seit Mitte der 1990er Jah-
re immer wieder spontane Kundgebungen und 
Proteste statt. Viele richten sich gegen die allge-
mein schlechten Lebensbedingungen (Alexander 
2010). Zwar ist es der südafrikanischen Regierung 
gelungen, die makroökonomische Lage weitestge-
hend zu stabilisieren. Doch muss die Wirtschafts-
entwicklung Südafrikas als jobless growth bezeich-
net werden: Wirtschaftswachstum findet statt, oh-
ne dass neue Arbeitsplätze geschaffen werden, 
und die soziale Ungleichheit ist weiterhin hoch 
(Kappel 2013). Die Arbeitslosigkeit in Südafrika 
beträgt laut südafrikanischer Regierung 25,4 Pro-
zent (Statistics South Africa 2014). Zwar argu-
mentieren einige Ökonomen, nominell gebe es ei-
ne Umverteilung in Südafrika (Terreblanche 2002; 
Seekings und Nattrass 2005). Doch fehlt in vie-
len Townships und ländlichen Gebieten4 noch im-
mer die Anbindung an Infrastruktur und Grund-
versorgung. Darüber hinaus sind politische Re-
formansätze vielfach an einer fehlerhaften Um-
setzung gescheitert. Beispiele hierfür finden sich 
viele: Die Schulbücher für Schulen im Bundes-
staat Mpumalanga, die zwar gedruckt wurden, 
dann aber nie ausgeliefert wurden, oder die bucket 
toilets, Einwegtoiletten, die als Ersatz für die sani-

4	 Rund 13 Prozent der Bevölkerung leben in sogenannten in-
formellen Wohnstätten, 7,9 Prozent in traditionellen Wohn-
gebieten (Statistics South Africa 2014).

täre Anbindung der Townships zur Verfügung ge-
stellt, dann aber tagelang nicht entsorgt werden 
und in den schmalen Hinterhöfen ein Nährboden 
für Krankheitserreger sind. Es geht den Protestie-
renden in Südafrika um mehr als die Befriedigung 
ökonomischer Bedürfnisse: Sie fordern citizenship, 
die Teilhabe als Bürger und eine wirkliche Inklu-
sion ins öffentliche Leben.

Das Verhältnis zwischen den sozialen Bewe-
gungen und dem COSATU war und ist ambiva-
lent. Der COSATU hat sich seit seiner Gründung 
als Organisation verstanden, die nicht nur die 
Rechte der Arbeitenden vertritt, sondern darü-
ber hinaus politisch aktiv ist – auch als social move-
ment unionism bezeichnet (Webster und Buhlungu 
2004). Darüber hinaus gibt es personelle Über-
schneidungen mit sozialen Bewegungen, wo-
durch die gegenseitige Unterstützung gefördert 
wird. Der Einsatz des COSATU gegen das GEAR-
Programm wurde von vielen in den sozialen Be-
wegungen gewürdigt. Doch hat sich der Gewerk-
schaftsbund im Zweifelsfall für Kooperation mit 
der Regierung entschieden. 

Im Jahr 2003 verabschiedeten die Delegierten 
beim jährlichen COSATU-Kongress eine Resolu-
tion „On Emerging Social Movements“. In dieser 
Resolution wurde das Entstehen der sozialen Be-
wegungen als ein wake-up call an die Tripartite 
Alliance interpretiert, gleichzeitig aber die weitere 
Zusammenarbeit mit dem ANC und der SACP be-
tont. Zwar sollte auch die Zusammenarbeit mit ei-
nigen Bewegungen gesucht werden, allerdings 
nur, wenn dies die Allianz nicht gefährden wür-
de (COSATU 2003). In den folgenden Jahren war 
das Verhältnis zwischen den Gewerkschaften und 
großen Teilen der Zivilgesellschaft von starkem 
Misstrauen geprägt, was sich erst mit der Abset-
zung von Thabo Mbeki auf dem ANC-Kongress 
von 2007 änderte. COSATU war wesentlich an 
der Entscheidung beteiligt, eine zweite Amtszeit 
von Thabo Mbeki als ANC-Präsident und als Prä-
sident Südafrikas zu verhindern. Gewählt wur-
de in der Folge der COSATU-Favorit Jacob Zuma, 
von dem sich die Delegierten stärkere Mitsprache-
rechte und einen „Linksruck im ANC“ erhofften 
(Ludwig 2015 i.E.). Nach einem Zivilgesellschafts-
gipfel, den der COSATU im Jahr 2010 organisiert 
hatte, war eine langsame Annäherung zwischen 
sozialen Bewegungen und Gewerkschaften zu er-
kennen, die sich nach den jüngsten Ereignissen 
verstärken könnte. 
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Spaltung der Gewerkschaften in Südafrika: 
eine neue Ära? 

Der Ausschluss der National Union of Metalwor-
kers in South Africa (NUMSA) aus dem COSATU 
Anfang November 2014 bedeutet einen radikalen 
Einschnitt, der auch als Scheitern der Strategie, 
zwischen Arbeitern, sozialen Bewegungen und 
Parlament zu agieren, interpretiert werden kann. 
Den Beginn der Entfremdung markierten die Er-
eignisse rund um das Massaker von Marikana im 
August 2012. In Marikana wurden 34 streikende 
Arbeiter erschossen, zehn weitere Menschen getö-
tet und weitere 78 verletzt. Vorausgegangen war 
den Auseinandersetzungen ein Streik in einer Pla-
tinmine in Rustenberg, der von der Polizei auf-
gelöst werden sollte. Die Arbeiter hatten mehre-
re Tage einen Platz rund um die Mine besetzt und 
wurden von der Polizei aufgefordert, diesen zu 
verlassen. Als sie sich weiterhin weigerten, eröff-
nete die Polizei das Feuer auf die unbewaffneten 
Streikenden. Die Bilder wurden im südafrika-
nischen Fernsehen ausgestrahlt, auch der Todes-
kampf der verletzten Arbeiter, die keine unmittel-
bare medizinische Versorgung erhielten (Müller 
2014). Große Teile der Bevölkerung fühlten sich 
durch das Vorgehen der Polizei an die Ereignisse 
in Sharpeville im Jahr 1960 erinnert, als die Apart-
heidpolizei 69 Demonstranten erschoss. Dass ein 
ähnliches Massaker unter einer ANC-Regierung 
geschehen konnte, hat insbesondere die schwar-
ze Bevölkerung erschüttert. Der südafrikanische 
Soziologieprofessor Peter Alexander bezeichnet 
deshalb „Marikana“ als „Wendepunkt in der Ge-
schichte Südafrikas“ (Alexander 2013: 605). Das 
Massaker hat nicht nur die Debatte um die zuneh-
mende Polizeigewalt im Land angeheizt, sondern 
auch die Kritik an der Regierung verstärkt. Ihr 
wird vorgeworfen, den Bezug zur Bevölkerung 
längst verloren zu haben. 

Auch innerhalb des COSATU haben die Vor-
gänge in Marikana zu heftigen Auseinanderset-
zungen geführt. Kritik erntete die National Union 
of Mineworkers (NUM), die lange für die Vertre-
tung der Minenarbeiter in Marikana zuständig ge-
wesen war. Die Arbeiter in Marikana fühlten sich 
von der NUM, die eine enge Verbindung zum 
ANC hatte, nicht mehr vertreten und in ihren For-
derungen nach Lohnerhöhung nicht unterstützt. 
In der Folge kam es zu einem Wettstreit zwischen 
der NUM und der Association of Mineworkers and 
Construction Union (AMCU). Einige bisher bei der 
NUM organisierte Minenarbeiter waren bereits 

vor den Auseinandersetzungen in Marikana zur 
AMCU übergetreten. Dass die Führung der NUM 
das Vorgehen der Polizei nur verhalten kommen-
tierte, führte zu einem weiteren Vertrauensbruch. 
Seitdem sind weitere Übertritte zur AMCU zu ver-
zeichnen. Welche Ereignisse genau zu dem Massa-
ker führten und welche Rolle die beteiligten Ak-
teure spielen, wurde von der Marikana Commis
sion of Inquiry – nach ihrem Vorsitzenden Ian Gor-
don Farlam auch „Farlam Commisson“ – unter-
sucht. Die Untersuchung war Anfang November 
2014 abgeschlossen; Anfang 2015 soll ein umfas-
sender Report vorliegen.5 

Im Dezember 2013 führte die NUMSA einen 
„Special National Congress“ durch, eine Art Kri-
sengipfel, der von sieben weiteren COSATU-Ge-
werkschaften unterstützt wurde, die mit ihrem 
Dachverband unzufrieden waren. Die Delegier-
ten verabschiedeten dabei neun Resolutionen, in 
denen sie mit der Tripartite Alliance und der po-
litischen Führung in Südafrika hart ins Gericht 
gingen: Die Regierung habe darin versagt, ihre 
Ziele und Versprechungen umzusetzen. Die Alli-
anz sei „dysfunktional, in einer Krise und para-
lysiert“. Die Ideale der „Freedom Charter“6 und 
die Versprechungen an die Bevölkerung seien 
durch „rechtsgerichtete und neoliberale Politiken 
wie den Nationalen Entwicklungsplan“ verraten 
worden. Die Delegierten kritisierten das Vorge-
hen der NUM in Marikana, aber auch die Zurück-
haltung des COSATU bei der Umsetzung von Re-
gierungsprogrammen sowie das Ausbleiben poli-
tischer Kampagnen. Der Dachverband müsse zu 
seinen Wurzeln zurückfinden und gemeinsam 
mit Arbeitern und sozialen Bewegungen in Ak-
tion treten. NUMSA kündigte an, Möglichkeiten 
für die Bildung einer sozialistischen Bewegung in 
Südafrika zu erörtern, in der unterschiedliche ge-
sellschaftliche Gruppen vereint sind.7 

5	 Siehe Marikana Commission of Inquiry (2014), Documents, on-
line: <www.marikanacomm.org.za/documents.html> (8. No
vember 2014).

6	 Die Freedom Charter war 1955 beim „Congress of the People“, 
einem Zusammenschluss verschiedener Organisationen, die 
gegen die Apartheidpolitik mobilisierten (darunter auch Mit-
glieder des ANC), verabschiedet worden. Sie beinhaltete das 
Versprechen, nach dem Ende der Apartheid unterschiedslos 
allen Bürgern Südafrikas umfassende soziale, ökonomische 
und politische Rechte zu gewähren; hierzu gehörten u.a. Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit, Zugang zu Wasser und 
Elektrizität, eine angemessene Gesundheitsversorgung und 
das Recht auf menschenwürdiges Wohnen. 

7	 Alle Zitate aus Resolutionen des NUMSA National Congress 
im Dezember 2013 finden sich im Original unter: <www.num 
sa.org.za/article/resolutions-adopted-numsa-special-natio 
nal-congress-december-16-20-2013> (7. November 2014).
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Slogan des NUMSA-Kongresses war ein Zitat 
von Nelson Mandela: „Wenn der ANC euch be-
handelt, wie euch die Apartheidregierung behan-
delt hat, dann müsst ihr den ANC behandeln, wie 
ihr die Apartheidregierung behandelt habt“. Die 
Delegierten beschlossen, dem ANC die finanzi-
elle und politische Unterstützung bei den Wahl-
en 2014 zu versagen. Während es seit 1994 üb-
liche Praxis gewesen war, dass die COSATU-Ge-
werkschaften ihren Mitgliedern entsprechende 
Wahlempfehlungen gaben, wurde dies von der 
NUMSA jetzt unterlassen. Damit verstärkten sich 
die Spannungen innerhalb des Gewerkschaftsver-
bandes. Zwar hatte die fehlende Unterstützung 
durch NUMSA keine unmittelbaren politischen 
Konsequenzen für den ANC und die Tripartite Al-
liance, doch war das politische Klima innerhalb 
des COSATU in den letzten Monaten sehr ange-
spannt. Mit der Entscheidung des Central Executi-
ve Committee (CEC) des COSATU vom 8. Novem-
ber 2014, die NUMSA aus dem Dachverband aus-
zuschließen, scheint der Bruch vollzogen. Die Ent-
scheidung innerhalb des CEC war mit klarer Mehr-
heit gefallen: 33 Mitglieder votierten für den Aus-
schluss der NUMSA, nur 24 stimmten dagegen.

Die Zukunft der südafrikanischen Gewerk­
schaftsbewegung: mögliche Szenarien

Auf den Ausschluss aus dem COSATU hat die 
NUMSA schnell reagiert und Einspruch einge-
legt. Sieben Gewerkschaften8 und weitere Verbün-
dete haben den Ausschluss als „traurigen und be-
schämenden Abschnitt“ in der Geschichte ihres 
Dachverbands kritisiert. Sie unterstützen den Ein-
spruch der NUMSA und fordern deren Wiederauf-
nahme in den Dachverband. Dies scheint mit Blick 
auf die Mehrheitsverhältnisse im CEC jedoch un-
wahrscheinlich. Im Vorfeld des Ausschlusses hat-
te die COSATU-Führung eine Reihe von Begrün-
dungen zusammengestellt, die den Ausschluss le-
gitimieren sollten. Die NUMSA hatte in mehreren 
Erklärungen versucht, diese zu entkräften, war 
aber gescheitert. 

Auf der anderen Seite wird der Ausschluss der 
NUMSA auch den COSATU hart treffen. Laut der 

8	 Die Food and Allied Workers Union (FAWU), die South Af-
rican Commercial and Catering and Allied Workers Union 
(SACCAWU), die Communication Workers Union (CWU), die 
Democratic Nursing Organisation of South Africa (DENOSA), 
die South Africa Football Players Union (SAFPU), die South 
African State and Allied Workers Union (SASAWU) und die 
Public and Allied Workers Union (PAWUSA).

südafrikanischen Zeitschrift Mail & Guardian ver-
liert COSATU Mitgliedsbeiträge in Höhe von rund 
1 Mio. Rand (ZAR) im Monat, umgerechnet sind 
das über 70.000 EUR. Mit 340.000 Mitgliedern war 
NUMSA die größte Mitgliedsgewerkschaft des 
Dachverbandes, dessen Einzelgewerkschaften bis 
zum NUMSA-Ausschluss insgesamt etwa 2 Millio
nen Menschen organisiert hatten (COSATU 2014). 
Der Ausschluss der NUMSA schwächt den Ver-
band damit nicht nur finanziell, sondern auch poli-
tisch. Die Entscheidung des CEC wird deshalb in-
nerhalb des COSATU in den nächsten Monaten si-
cherlich noch intensiv debattiert werden. 

Von diesen Debatten könnte auch die Zukunft 
des derzeitigen COSATU-Vorsitzenden Zwelinzima 
Vavi abhängen. Er hatte sich in den letzten Jahren 
immer wieder kritisch gegenüber der Regierungs-
politik geäußert, was nicht allen Mitgliedsgewerk-
schaften im COSATU gefallen hatte. Vavi war im 
August 2013 nach noch immer ungeklärten Ver-
gewaltigungsvorwürfen suspendiert worden. Die 
NUMSA hatte sich für seine Wiedereinsetzung ein-
gesetzt und eine Untersuchung gefordert (Müller 
2014). Nachdem der South Gauteng High Court die 
Suspendierung ohne vorherige demokratische Ent-
scheidung innerhalb des COSATU für „ungültig, 
nicht rechtmäßig, gegen die Prinzipien der Lega-
lität und ohne Konsequenz“ (High Court of South 
Africa 2014) erklärt hatte, durfte Vavi sein Amt wie-
der ausüben. Mit dem Ausschluss der NUMSA, 
und damit seiner größten Unterstützergruppe, 
könnte es für ihn schwierig werden, seinen Posten 
dauerhaft zu behalten. Bis zum Special National 
Congress, den der COSATU für Anfang 2015 plant, 
wird er aber zunächst Generalsekretär bleiben.

Sollte die Wiedereingliederung der NUMSA 
in den COSATU scheitern und Vavi als Gewerk-
schaftsvorsitzender zurücktreten, sind neue Kon-
stellationen möglich. Denkbar wäre dann die 
Gründung eines neuen Gewerkschaftsdachver-
bands, in dem sich über NUMSA hinaus auch an-
dere Gewerkschaften sammeln. Ein Vorteil für 
die NUMSA könnte dabei sein, dass sie über brei-
te Unterstützung in der südafrikanischen Bevöl-
kerung verfügt. Denn in den letzten Monaten hat 
die Gewerkschaft die Nähe zur Bevölkerung und 
zu den sozialen Bewegungen gesucht. Im Gegen-
zug haben letztere die Streiks der NUMSA in den 
letzten Monaten unterstützt und an einem groß-
en Zivilgesellschaftsgipfel zur Erarbeitung eines 
gemeinsamen Programms im Januar 2014 teilge-
nommen, der von der NUMSA organisiert wor-
den war. Ob dies aber reichen wird, um eine neue 
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Gewerkschaftsbewegung auf eine breite Basis zu 
stellen, wird sich zeigen. 
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